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Oberlandesgericht Stuffgart
- 2. Straßenat -

Beschluss

in der Straßache gegen

1.

wegen Hausfriedensbruchs.



Entscheidung.

Das Amtsgericht hat folgende Feststellungen und Wertungen getroffen:

Der 2. Strafsenat hat nach Anhörung der Generalstaatsanwaltschaft am 10. Feb-

ruar 2015 gemäß S 349 Abs. 4 StPCI einstinnrnig besehlossen:

1. Auf die Revisionen der Angeklagten wird das LJrteil des Amtsgerichts Stutt-

gart vom 25. April 2014 mit den Feststellungen

aufgohoben.

2. Die Sache wird zu neuer Verhandü.rng und Entscheidung, auch liber die

Kosten der Rechtsmittel, an eine andere Abteilung des Amtsgerichfs Sttltt-

gad

aunülc$sverwiesen.

{irüpede:

Das Amtsgericht Stuttgart hat die Angeklagten am 25..'April 2014 wegen Hausfrie-

densbruchs zu deir Geldstrafe von 15 TagessäEen zu je 40 € verurteilt. Gegen

dieses Urteil legten dle Angeklagten jeweils Rechtsmittel ein, das sie innerhalb der

Revisionsbegrtindungsfrist als Revision bezeichneten und begrtrndeten. Sie rtigen

die Verle?ung fomellen und sachlichen Rechts. Die Generalstaatsanwaltschaft

beantragt die Aufhebung des Urteils des Amtsgerichts und die Zurtickvenreisung

der Sache an eine andere Abteilung des Amtsgerichts zu neuer Verhandlung und

Die Angeklagten sind Gegner des Bahnprojekts Stuttgart 21. Auch nach

Durchftihrung der Volksabstimmung tlber dieses Projekt ftlhlen sie sich in
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ihren Btirgenechten beschniften und von Politik, \Mrtschaft und Justiz hin-
tergangen. um diesen umstand kompensieren zu können, entschtossen
sich die Angeklagten zu einem nicht näher bekannten Zeitpunkt vor dem
10. November 2012 dazru, ein 

"Btirgerparlarnenf zu installieren.

ln umsekung dieses Entschrusses begaben sie sich am 10. November
2412 in den Großen $lEungssaal des Rathauses der $tadt stuttgart, am
Markplak 1 in 70173 $tuttgart. Dort fand bis 17.30 uhn die veranstaltung
"4. Großer Ratschlag' statt. l{ach Beendigung dieser Veranstaltung verblie-
ben die Angeklagten jedoeh im bewussten und gewollten Zusammenwirken -

mit acht anderen Personen im Großen si?ungssaal, um dort auf unbe-
stimmte zelt zu verbleiben. Den Angeklagten war hierbei klar, dass das
Verbleib,en im Großen sitzungssaal nach Beendigerng der veranstaltung o4.
Großer Ratschlag" nicht dem Willen des Hausrechtsinhabers entsprach. Die
Zeugin

sle wies die Angeklagten und ihre Mittäter mehrfach darauf hin, dass sie
das Rathaus zu verlassen hätten und dass sie im Falle ihres Verbleibens
mit strafrechtliehen sanktionen zu rechnen hätten. Explizit erwähnte oie ge-
genliber den Angeklagten und lhren Mittätem, dass ihr verhalten den Tat-
bestand des l-Nausfriedensbruchs erf[illen würde. Dies ließ die Angeklagten
und ihne Mittäter unbeeindruckt. Aueh nachdem die Zeugen

von den stadt stuttgart etwa gegen zz.Oa uhr im Rathaus eintrafen und
die Angeklagten sowie ihre Mifiäter davon übezeugen wollten, dass diese
das Rathaus freiwillig verlassen sollten, blieb dies ohne Einwirkung auf die
,{ngeklagrten und ihre Mittäter, obwohl den Angeklagten eine stunde zur
freiwilligen Räumung eingeräumt worden war und dunch die Zeugen
und' eindringlieh darauf rringewiesen wurde, dass im Falle eines ver-
bleibens die Polizei gerufen werden nnüsste, der sitrungssaatgeräumt wer-
den müsste und dies elne Anzeige wegen Hausfriedensbruchs zur Folge
haben wtirde. Nachdem die Angektagten und ihre Mittäter weiterhin im
Großen SiEungssaal verblieben, wurde schließlich urn 23.85 Uhr die polizei

gerufen, die den sfttrungesaal räumte. Dieee Räurnurng dauerte bis etun
2.00 Uhr an.

Strafanträge wurden form- und fristgereeht gesteilt.

3/6

'von der.Stadt Stuttgart traf dort arn frühen Abend ein.
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Die zulässigen Revisionen haben mit der Sachrüge Erfolg'
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Das Geechehen hat das r{mtsgericht als Hausfriedensbruch gemäß S 123

StGB gewertet und ausgefilhrt, dass es auch bei Bertlcksichtigung der

Grundrechte aus Artikel 5 und I Grundgeseb bei einem strafbaren Tun der

Angeklagten verbleibe.

1. Die Revisionen sind fonn- und fristgerecht eingelegt und begründetworden.

Auch bei einen Verurteilung zu einer Geldstrafe vsn nicht mehr als ftrnfzehn

TagessäEen, gegen die eine Berufung nur nach Annahrne zulässig ist ($

313 SIPO), ist die Sprungrevision (S 335 SIFO) uneingeschränkt zulässig"

lhre Zulässigkeit setat'weder die vorige Annahme dureh das Berufungsge'

richt noch die Frtifung der Annahrnevoraussekungen durch das Revisions-

gericht voraue (vgl. Gericke in Karlsruher Kommentar, 7' rAuflage, SIFO, $

335, Rn. 16 m.w.N.).

Z. Die Revisionen beanstanden zu Recht die Verletzung saehlichen Rechts.

lm Falle derverurteilung eines Angeklagten müssen, was das Revisionsge-

richt auf die SaehrügQ zu prüfen hat (Stuckenberg in Löwe-Rosenberg,

SIPO, 26. Auflage, S 267 SIPO, Rn. 36), die Urteilsgrtrnde die filr enruiesen

erachteten Tatsachen angeben, in denen die gesetzllchen Merkmale der

straftat gefunden werden.'Dabei ist unter Angabe der als erwiesen ange-

sehenen Tatbachen die Schilderung des als Ergebnis der Beweiswürdigung

festgestellten Lebenssachverhalts zu verstehen. ln der $ehilderung des

vom Gericht als enrviesen erachteten Sachverhalts rntissen alle Merkmale

der Straftat, jedoch aufgelöst in bestimmte Tatsachen, wiederkehren, wobei

bei normativen Merkmalen zusätzlich zu den rein deskriptiven Tatsachen

auch deren Wertung mitzuteilen isJ (vgl. Stuckenberg aaO, S 267' Rn. 35)'

Diesen Anforderungen wird das angefochtene Urteil nicht gerecht. Der Tat-

bestand des Hausfriedensbruchs gemäß S 123 Abs. 1 StGB seEt voraus,

dass der Täter in eine der genannten geschtiAten Örtlichkeiten widenecht-
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lich eindringt oder sich, wenn er darin ohne Befugnis verweilt, auf die Auf-

forderung des Berechtigten nicht entfemt. Die Begniffe 
"widenechtlich" 

und

,unbefugt" beschreiben das allgemeine Eeliktsmerkmal der Reehtswidrig-

keit (Fischer, SIGB, 62. Auflage, $ 123, Rn. 34, 37). Die Feststellungen des

Amtsgerichts sind dahin zu verstehen, dass es die aryeite Tatbestandsal-

temative als vennirklicht angesehen hat. Die Strafbarkeit dessen, der sich

nicht entfemt, kntlpft das GeseE an die zuvor ergangene Aufforderung des

Berechtigten zurR Entfemen an. Berechtigter ist neben dem lnhaber des

Hausrechts eine vom Hausrechtsinhaber bevollmächtigrte Person oder eine

als zur Austibung des Hausrechts ermächtigt anzusehende Person (für vie-

le Fischer, a.a.O., $ 123, Rn. 29). Erst die Enklärung des entgegenstehen-

den Wllens eines Berechtigten und der Ungehorsam des Täters, der sich

zunächst befugt in dem geschtitden Raum aufgehalten hat, erfüllen, sofem

dem Täter keine Befugnis zum - weiteren - Verweilen zusteht, den Straftat-

bestand"

Das Urteil !ässt bereiß offen, auf welcher Rechtsgrundlage sich die Ange-

klagten in dem Sitrungssaal zunächst aufgehalten haben. Deshalb kann

nicht beurteilt werden, wann das Recht zum Aufenthalt.endete, auch unter

Berucksichtigung der von den Angeklagten geltend gemachten Grundrech-

te" Die gebotene Wiedergabe des tatbestandsmäßigen Lebenssachverhahts

lässt weiter Ausfilhrungen dazu vermissen, \ /er zur Tatzeit Inhaber des

Hausrechts an dem SiEungssaal war und ob eine der Personen, die die

Aufforderung zum Verlassen des Saales ausgesprochen haben, ermächtigß

war und ob die Aufforderungen rechfnäßig waren.

Die Sachverhaltsschilderung des angefochtenen Urteils trägt damit die

Feststellung, die Angeklagten hätten sich des gemeinschaftlichen Hausfrie-

densbruchs schuldig gemacht, nicht.

Dieser Rechtsfehler ftihrt zur Aufhebung des Udeils mit seinen Feststellun-

gen und zurZurtlckverweisung ($S 353, 354 Abs. 2 SIPO).

Ungeachtet dessen weist die Generalstaatsanwahschaft in ihrer Zuschrift

vom 16. Dezember 2014 zu Recht auf Bedenken gegen die Beweiswtirdi-
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gung hin. Hierauf wie auf die verfahrensrechtlichen Beanstandungen kommt

es jedoch nicht mehr an.

Rieß

Rieß
- Vors. Richter am OLG -

Wünseh NebLPflügner

Wünsch Nebl-Pfltlgner
- Richter am OLG Richterin am LG -

.. Aussefertigt:
.Stuttgart den 12.02.201 5
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